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Am 24. Juni 1946 bekräf-
tigten die Außenmini-
ster der vier Sieger-

mächte in Paris ihren Be-
schluss vom September 1945:
keine Rückkehr Südtirols
nach Österreich. Die Ent-
scheidung schlug in Wien wie
eine Bombe ein. Außenmini-
ster Karl Gruber fiel in einen
Zustand tiefer Depression.
Bundeskanzler Leopold Figl
sah die Dinge realistischer. Er
war nach wie vor der festen
Überzeugung, dass Südtirol
eines Tages nach Österreich
zurückkehren werde.

„20 Jahre sind nichts im Le-
ben einer Nation; die Fran-
zosen haben 50 Jahre ge-
braucht, um Elsaß-Lothringen
zurückzubekommen“, vertrau-
te er dem britischen Vertreter in
Wien, William Mack, an. Seiner
Meinung nach mussten die
Großmächte Italien jetzt zwin-
gen, die österreichische Mehr-
heit in Südtirol anständig zu
behandeln.

Gruber hatte auch da seine
Zweifel; nach dem Beschluss
der Außenminister stehe man
mit leeren Händen da, wie er
Mack gegenüber meinte, und
die Italiener hätten keinen
Grund mehr, Österreich entge-
genzukommen. Mack berichte-
te nach London: „Die Öster-
reicher halten es im gegenwär-
tigen Stadium, wo sie […]
nichts in Händen und die Ita-
liener keinerlei Veranlassung
zu einer vernünftigen Regelung
haben, für sinnlos, den direkten
Kontakt mit der italienischen
Regierung zu suchen.“

Druck der Briten
So wurden die Briten erneut

aktiv: Sie übten stärksten
Druck auf beide Seiten aus.
Der oberste Beamte im Foreign
Office, Sir Orme Sargent, war
überzeugt, dass, solange man
Italiener und Österreicher sich
selbst überlasse,

„nichts geschehen wird. Die
Österreicher sind zu schwach,
um die Dinge voranzutreiben,
und für die Italiener als beati
possidentes besteht keinerlei
Veranlassung, sich in einem
Abkommen eindeutig festzule-
gen, sosehr sie auch ihren guten
Willen bekunden und vage Ver-
sprechungen hinsichtlich guter
Absichten machen.“

„Es ist wichtig“, so Sargent
wenig später,

„dass wir die Initiative er-
greifen und diese beiden, im
Grunde genommen westlichen
Länder an einen Tisch bringen
und etwas nachhelfen, dass sie
in ihrem und unserem Interesse

so schnell wie möglich eine ver-
nünftige Lösung für dieses un-
selige Problem finden. Denn
wenn man die Sache langfristig
und vom europäischen Blick-
winkel aus betrachtet, dann ist
es unerlässlich, dass beide Län-
der, die nun einmal beide so
dicht am Eisernen Vorhang lie-
gen, zusammenstehen.“

Den Italienern wurde klar
gemacht, dass ein gut gesinntes
Österreich auch in ihrem In-
teresse liegen müsse; Italien
könne nichts gewinnen, wenn
Österreich „in die Arme der
Russen getrieben wird“, wie
dem italienischen Botschafter
in London, Niccolò Carandini,
klargemacht wurde.

Auf britische Initiative hin
kam es zu einer italienisch-
österreichischen Übereinkunft.
Am 5. September 1946 unter-
zeichneten Karl Gruber und
der italiensche Ministerpräsi-
dent Alcide De Gasperi in Paris
jene in englischer Sprache –
Englisch war Konferenzspra-
che – verfasste Vereinbarung,
die als Gruber-De Gasperi-Ab-
kommen (Pariser Abkommen)
in die Geschichte eingegangen
ist und Bestandteil des italie-
nischen Friedensvertrages
wurde. Das Abkommen besteht
aus nur drei Paragraphen auf
zwei DIN-A-4-Seiten und ist
doch eines der komplizierte-
sten, interessantesten und um-
strittensten Dokumente der
Nachkriegszeit. Carandini
meinte später, es sei „kein nor-
maler Vertrag, der beide Par-
teien in allen Punkten kate-
gorisch verpflichtet“. Es sei ein
„Abkommen, das im guten
Glauben geschlossen wurde
und das […] Beständigkeit und
Wert nur dann haben wird,
wenn es auch im guten Glau-
ben angewandt wird.“

„Die Schwäche und
gleichzeitig auch die
Stärke des Pariser
Abkommens besteht
darin, dass nirgends
konkrete Angaben
enthalten sind.“

Bruno Kreisky, 1961

Als Staatssekretär im
Außenamt in Wien nannte Bru-
no Kreisky das Abkommen ein-
mal ein „einmaliges Dokument
österreichischer Schwäche“,
wobei wohl richtig ist, dass sich
Österreich beim Abschluss
nicht gerade in einer starken
Position befand. Als Außenmi-
nister sah er das schon anders.
In einer internen Sitzung in
New York 1961 beschrieb er es
einmal so: „Die Schwäche und

gleichzeitig auch die Stärke des
Pariser Abkommens besteht
darin, dass nirgends konkrete
Angaben enthalten sind.“

Der erste Satz des ersten Pa-
ragraphen und der zweite Pa-
ragraph des Abkommens sind
am wichtigsten. Im ersten Pa-
ragraphen heißt es:

„Den deutschsprachigen
Einwohnern der Provinz Bozen
und der benachbarten zwei-
sprachigen Ortschaften der
Provinz Trient wird volle
Gleichberechtigung mit den
italienischsprachigen Einwoh-
nern im Rahmen besonderer
Maßnahmen zum Schutze des
Volkscharakters und der kul-
turellen und wirtschaftlichen
Entwicklung des deutschspra-
chigen Bevölkerungsteils zuge-
sichert.“ 

Noch wichtiger ist Para-
graph 2. Dort heißt es:

„Der Bevölkerung der oben
erwähnten Gebiete wird die
Ausübung einer autonomen re-
gionalen Gesetzgebungs- und
Vollzugsgewalt gewährt wer-
den. Der Rahmen („frame“) für
die Anwendung dieser Auto-
nomiemaßnahmen wird in Be-
ratung auch mit einheimischen
deutschsprachigen Repräsen-
tanten festgelegt werden.“

Carandini meinte nach der
Unterzeichnung auch:

„Wenn der gute Wille auf der
einen oder andern Seite fehlt,
bedeutet das, wir sind geschei-
tert. Dies ist ein Risiko, das mit
dieser kühnen Initiative und
dem Mut, das Abkommen zu
realisieren, verbunden ist.“

Man scheiterte letztlich, weil
auf italienischer Seite der gute
Wille fehlte. Einer der umstrit-
tensten Punkte war die terri-
toriale Abgrenzung des Auto-
nomiegebietes. Die Einbezie-
hung des Trentino würde „alles
umstoßen“, wie es Figl formu-
lierte. Was unklar schien, war
in Paris zwischen Gruber und
De Gasperi klar abgesprochen
worden. Das Zusammengehen
mit dem Trentino war demnach
möglich, allerdings „nur in Be-
ratung auch“ mit den Südti-
rolern, die so nicht stattfand.

Italien sorgte für ein fait a
compli, indem es im Juli 1947
eine Verfassung beschloss, die
die Bildung einer autonomen

Region Trentino-Alto Adige
vorsah, und im Jänner 1948 das
Autonomiestatut verabschie-
dete. Dies war keine Landes-
autonomie für Südtirol! Damit
wurde der im Paragraph 1 er-
wähnten Bevölkerung eben
nicht die Ausübung einer au-
tonomen regionalen Gesetzge-
bungs- und Vollzugsgewalt ge-
währt. Und die „Beratung“
fand auch nicht im Sinn des
Abkommens statt. Im Jänner
1948, kurz bevor das Statut in
Kraft trat, konnten die Ver-
treter Südtirols noch in Rom
einige Verbesserungen am Sta-
tut erreichen, sonst nichts.

Zum Grundsätzlichen: Die
Autonomie war die „letzte Re-
serve“, wie Bundeskanzler Figl
das formuliert hatte. Österreich
war nach der Entscheidung der
Sieger, so Figl, in eine Situation
der „ohnmächtigen Schwäche“
geraten, in der man akzeptieren
musste, was Italien anbot.

„Anders als in der Ersten
Republik war Südtirol
damit keine rein
inneritalienische
Angelegenheit mehr. Das
Pariser Abkommen
konnte zum Mühlstein
um den Hals jeder
italienischen Regierung
werden.“ 

Rolf Steininger

Der Trentiner De Gasperi un-
terschrieb, weil er an der
Brennergrenze Ruhe haben und
„seinen“ Trentinern eine Auto-
nomie bringen wollte. Er war
eindeutig in der stärkeren Po-
sition. Gruber hat nicht „kapi-
tuliert“, nur: Gemessen an der
zunächst erhobenen Maximal-
forderung – Rückkehr Südtirols
– war das Erreichte eine Mini-
mallösung. Gruber wusste, was
De Gasperi aus Paris mitneh-
men wollte, nutzte dies aus und
erreichte sein Ziel: Die Südti-
rolfrage wurde durch das Ab-
kommen „internationalisiert“,
Österreich „Schutzmacht“
Südtirols. Anders als in der Er-
sten Republik war Südtirol kei-
ne inneritalienische Angele-
genheit mehr. Das Pariser Ab-
kommen konnte zum Mühlstein

um den Hals jeder italienischen
Regierung werden.

Südtirol wurde auch nicht,
wie man den Südtiroler Ver-
tretern in Paris später vorwarf,
für ein Linsengericht verkauft.
Hinter allen Entscheidungen
stand das Bemühen, in einer
schwierigen Situation das
Bestmögliche zu erreichen. Das
Abkommen war nicht ideal,
konnte es nach Lage der Dinge
gar nicht sein, man würde um
vieles kämpfen müssen; aber
mit Österreich im Rücken,
würde dieser Kampf um vieles
einfacher sein, als alleine. Na-
türlich wäre es möglich gewe-
sen, ohne Abkommen aus Paris
abzureisen. Aber was wäre
dann aus Südtirol geworden?

Die Enttäuschung der Süd-
tiroler hat weniger mit dem Ab-
kommen an sich zu tun, als
vielmehr mit der Umsetzung
durch Italien und dem allzu
langen Ausbleiben jener „Cam-
pagne“ gegen Italien, die Gru-
ber den Südtirolern in Paris
zugesichert hatte. Vor allem
aber mit den ersten Entschei-
dungen in Rom und dann mit
dem Verhalten der Trentiner,
die sich in den 50er Jahren zu
den eigentlichen Feinden der
Südtiroler entwickelten und
ihre Majorität im Regionalrat
rücksichtslos ausnutzten. Wo-
bei festzuhalten ist, dass Ka-
nonikus Michael Gamper 1953
nicht zu Unrecht auf jenen „To-
desmarsch“ verwies, auf dem
sich die Südtiroler befanden:
Rom betrieb damals die, wie es
intern hieß, „51 %“-Politik für
Südtirol, d. h. weitere Zuwan-
derung nach Südtirol, bis man
dort die Mehrheit hatte.

Das alles ändert nichts an der
Tatsache, dass Österreichs Weg
zur UNO 1960 ohne dieses Ab-
kommen nicht möglich gewe-
sen wäre. Das fing schon beim

Antrag für die Tagesordnung
an, in dem das Abkommen
nicht mehr erwähnt wurde.
Aber so einfach ging das nicht;
das Abkommen verpflichtete
beide Seiten. Die Italiener
wollten im übrigen eher aus der
UNO austreten, als den öster-
reichischen Antrag akzeptie-
ren. In der von Österreich be-
antragten Form wäre der An-
trag definitiv nicht auf die Ta-
gesordnung der UNO gekom-
men. Es war ein britischer Ver-
mittlungsvorschlag – der
schließlich auch in Rom ak-
zeptiert wurde und der genau
der Formulierung im Abkom-
men entsprach.

Auch auf Tiroler Seite woll-
ten damals einige mehr als nur
Landesautonomie, nämlich
Selbstbestimmung. Entspre-
chend wurde im österreichi-
schen Resolutionsantrag in
New York das Abkommen er-
neut nicht erwähnt. Was das
bedeutete, machte der Tiroler
ÖVP-Landesrat Aloys Ober-
hammer klar: „Mit dem Ein-
bringen unserer Resolution ha-
ben wir unsere Schiffe ver-
brannt.“ Nach Ablehnung, so
das Kalkül der „Radikalen“,
wäre man dann mehr denn je
berechtigt, die Selbstbestim-
mung zu fordern. Was folgte,
war ein Debakel für die öster-
reichische Delegation; selbst
Kreiskys Freunde, die Schwe-
den, ließen ihn im Stich mit
dem Argument, es gehe wohl
kaum, dass ein Land einen Ver-
trag verändern wolle, ohne die-
sen zu erwähnen.

Von daher hätte es ohne das
Abkommen auch nicht 1960 die
einstimmige UNO-Resolution
gegeben, in der beide Länder
aufgefordert wurden, auf der
Basis dieses Abkommens eine
Lösung des Problems zu finden.
Und die lautete letztlich „Pa-
ket“ bis hin zur Autonomie von
heute, Beweis dafür, dass jenes
Abkommen in der Tat zur
Magna Charta Südtirols gewor-
den war – und immer noch ist.

*
* Rolf Steininger ist Univer-
sitätsprofessor und Leiter des
Instituts für Zeitgeschichte der
Universität Innsbruck und Au-
tor zahlreicher Bücher zur
Südtiroler Geschichte.

Wurde bisher als Handschlag von Karl Gruber (rechts) und Alcide Degasperi (links) nach dem Pariser Vertrag am 5. September 1946
verkauft; dabei wurde das Bild fünf Jahre später gemacht (siehe Meldung S. 14). Foto: „D“/Archiv


